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Zusammenfassung
Die europäische Klimaschutzpolitik bildet den Rahmen für die nationalen 
Politiken Deutschlands und Frankreichs. Neben dem europäischen Emis
sionshandelssystem existiert eine Vielzahl an Strategien, Instrumenten und 
Koordinierungsprozessen. Diese Elemente sind im Laufe der Zeit immer 
komplexer geworden, so dass eine zusammenfassende Übersicht den 
Einstieg in dieses Themenfeld erleichtern soll. Ziel des European Green 
Deal ist die umfassende Dekarbonisierung der EU bis 2050, mit einer Zwi-
schenetappe von 55 % Emissionsreduktion bis 2030 im Vergleich zu 1990. 
Zu den zentralen europäischen Klimaschutzinstrumenten zählt das Euro-
päische Emissionshandelssystem ETS, die Lastenverteilung in Nicht-ETS-
Sektoren sowie Maßnahmen im Bereich der Landnutzung und der Klima
anpassung. Eine enge Verbindung besteht zur Energiepolitik, da rund 75 % 
der europäischen Emissionen energiebedingt sind. Abschließend werden 
auch die Klimafinanzierung und die Governance-Prozesse zur Koordinierung 
der nationalen Aktivitäten betrachtet, um das Gesamtbild abzurunden.

Résumé
La politique européenne d’action pour le climat constitue le cadre des 
politiques nationales de la France et de l’Allemagne. Outre le système 
européen d’échange de quotas d’émission, il existe une multitude de 
stratégies, d’instruments et de processus de coordination. Au fil du temps, 
ceux-ci sont devenus de plus en plus complexes, de sorte qu’une brève 
synthèse devrait en faciliter la compréhension. Le Pacte vert pour l’Europe 
stipule la décarbonation complète de l’UE d’ici 2050, avec, d’ici 2030, 
une première réduction de 55 % de réduction des émissions par rapport 
à 1990. Les principaux instruments européens de lutte contre le change-
ment climatique sont le système européen d’échange de quotas d’émission 
(SEQE), la répartition de l’effort dans les secteurs non-SEQE, ainsi que des 
mesures dans les domaines de l’utilisation des sols et de l’adaptation au 
climat. Il existe un lien étroit avec la politique énergétique, étant donné que 
près de 75 % des émissions européennes sont liées à la production et la 
consommation d’énergie. Enfin, le financement climatique et les processus 
de gouvernance visant à coordonner les actions nationales sont également 
examinés afin de compléter ce tableau général.
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Die Strategie des „European Green Deal“ 
und das „EuropäFische Klimagesetz“ 
haben das Ziel, die Treibhausgasemis-
sionen der EU bis 2050 auf Netto Null 
zu reduzieren. Dieses ambitionierte Ziel 
stellt jedoch keine grundlegende Neu-
ausrichtung der EU-Klimapolitik dar. Viel-
mehr kann das Ziel der Klimaneutralität 
eher als konsequente Fortschreibung 
einer langen Reihe von Strategien und 
Politiken im Bereich des Klimaschutzes 
betrachtet werden. So betreibt die Euro
päische Union bereits seit den frühen 
1990er Jahren eine aktive Klimapolitik 
(Skjærseth 2016). Klimapolitik wurde als 
eigenes Politikfeld der EU zum ersten 
Mal 1999 im Rahmen des Europäischen 
Klimaschutzprogramms (European 
Climate Change Programme, ECCP, 
1999-2006; European Commission 
2000, 2005) als Bündel von einzelnen 
Maßnahmen verfolgt. Das ECCP zielte 
darauf ab, die Kioto-Verpflichtungen der 
Europäischen Union umzusetzen. Hierbei 
handelte es sich um eine Reduktion der 
Treibhausgase um 5,2 % bis 2012 im 
Vergleich zum Basisjahr 1990. Bereits 
zu diesem Zeitpunkt war die Klimapolitik 
als Querschnittspolitik (Ringel 2021) 
stark mit der europäischen Energie-
politik verknüpft. Diese Verbindung 
erklärt sich daraus, dass rund 75 % der 
europäischen Treibhausgasemissionen 
(einschließlich Verkehr) energiebezogen 
sind (EEA 2019). Diese Politikverflech-
tung führte zu tendenziell zersplitterten 
und wenig koordinierten Politiken und 

Maßnahmen, die oft den Realitäten 
und Bedürfnissen der EU-Energiepolitik 
untergeordnet waren. Entsprechend er-
folgte die europarechtliche Begründung 
der Klimapolitik und der hiermit verbun-
denen Maßnahmen der Energiepolitik 
– insbesondere im Bereich erneuerbarer 
Energien und Energieeffizienz – zunächst 
innerhalb der Umwelt- und Binnenmarkt-
regulierung. Erst mit dem Vertrag von 
Lissabon wurden Klima- und Energie-
politik zu eigenständigen europäischen 
Kompetenzen, die in den Artikeln 191 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) (Klima-
politik) bis 194 AEUV (Energiepolitik) 
geregelt sind.

Der derzeitige Klimarahmen des AEUV 
legt die Klimapolitik als eine geteilte 
Kompetenz zwischen der europäischen 
Ebene und den Mitgliedstaaten fest. 
Die Europäische Kommission hat eine 
koordinierende Rolle und kann auf Basis 
des ordentlichen Gesetzgebungsver-
fahrens („Mitentscheidungsverfahren“ 
mit Rat und Europäischem Parlament) 
Vorschriften erlassen. Die Umsetzung 
der Gesetzgebung obliegt jedoch den 
Mitgliedstaaten. Dies erfordert eine 
verstärkte Koordinierung und Überwa-
chung (Economidou et al. 2022; Knodt 
und Ringel 2023).

1	 Einführung in die EU-Klimapolitik
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Analytisch kann diese Koordinierung in 
folgende Bereiche systematisiert wer-
den: (1) Festlegung von Zielen für Klima- 
und verwandte Energiepolitikfelder; (2) 
Einigung auf einen Maßnahmenkatalog 
zum Erreichen der Zielvorgaben; (3) Be-
reitstellung finanzieller Mittel zur Umset-
zung der Maßnahmen; (4) Governance-
Mechanismen für Koordinierung und 
Überwachung nationaler Aktivitäten; und 
(5) Bereitstellung von Informationen und 
wissenschaftlicher Unterstützung zur 
Entwicklung langfristiger Strategien bzw. 
zur Vorbereitung  strategischer Optionen 
für die Politikentwicklung. 

Die genannten Bereiche werden im 
folgenden Abschnitt mit Schwerpunkt 
auf den Klimaschutzmaßnahmen er-
läutert; verwandte Energiepolitikfelder 
werden hierbei in dem Maße themati-
siert, wie sie für die Klimaschutzpolitik 
relevant sind.

 

Nach der Erkenntnis, dass das Europäi-
sche Klimaschutzprogramm keine klare 
politische Ausrichtung der Klima- und 
Energiepolitik ermöglicht, stimmte der 
Europäische Rat im März 2007 den 
sogenannten „20-20-20“-Zielen zu, die 
bis Ende 2020 erreicht werden sollten 
(Council of the European Union 2007). 
Diese Ziele umfassten:
•	 Die Reduktion der Treibhausgasemis-

sionen in der EU um mindestens 20 % 
im Vergleich zum Niveau von 1990. 

•	 Eine Erhöhung des Anteils erneuer-
barer Energien am Bruttoenergie
verbrauch um 20 %. 

•	 Die Steigerung der Energieeffizienz 
zur Senkung des Primärenergie
verbrauchs um 20 % im Vergleich zu 
den Prognosen im Basisszenario  
des PRIMES-Energiemodells für das 
Jahr 2020.

Relativ schnell nach dieser Zielfestle-
gung betonte die Europäische Kommis-
sion die Notwendigkeit der Diskussion 
über einen langfristigen Zielrahmen für 
Klima- und Energiepolitik bis 2050. Im 
Jahr 2011 legte sie hierfür die „Energie-
strategie 2050“ (European Commission 
2011) und die „Klimastrategie 2050“ 
vor. Die Diskussion über diese Strate-
giedokumente führte dazu, dass sich die 
europäischen Akteure darauf einigten, 

die Struktur der „mittelfristigen“ Ziele für 
2030 analog zu der Zieltrias von 2020 
fortzuschreiben. Seitdem gilt das Zusam-
menspiel von Treibhausgasreduktion, 
Ausbau erneuerbarer Energien und die 
Steigerung der Energieeffizienz als eta-
bliertes Rahmenkonzept der EU Klima- 
und Energiepolitik.

Auf dem Treffen des Europäischen Rats 
im Herbst 2014 stimmten die EU-Staats- 
und Regierungschefs der Beibehaltung 
der „sauberen Energie- und Klima“-Triade 
zu und forderten die Kommission auf, ein 
Emissionsreduktionsziel für 2030 vorzu-
schlagen, das mindestens eine 40 %ige 
Reduktion der Emissionen gegenüber 
1990 vorsieht. Dies sollte von Zielen für 
erneuerbare Energien und Energieeffi-
zienz (jeweils 27 % bis 2030) begleitet 
werden (Europäischer Rat 2014). Dieser 
Zielrahmen bildete gleichsam die Grund-
lage für den Beitrag der EU zum Pariser 
Klimaabkommen. Ähnlich wie beim 
Kioto-Protokoll von 1997 einigte sich 
die EU auf eine gemeinsame „Nationally 
Determined Contribution“ (NCD), anstatt 
NDCs auf der Ebene der Mitgliedstaaten 
vorzulegen (UNFCCC 2015). Insbe-
sondere das Europäische Parlament 
setzte sich hierbei für ehrgeizigere Ziele 
ein (European Parliament 2018). Dies 
geschah mit der Begründung, dass die 

2	 Ziele und Strategien
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Der European Green Deal als Leitstra-
tegie der Europäischen Kommission im 
ersten Mandat von Präsidentin Ursula 
von der Leyen (2019-2024) führte erneut 
zu einer Neujustierung von Klima- und 
Energiepolitik. Der Green Deal weist 
hierbei der Klimaschutzpolitik klar die 
leitende Stellung zu, will diese aber in 
zahlreichen Sektoren und Bereichen 
umsetzen (Abbildung 1). So wird die 
Klimapolitik bzw. konkret die Netto-
Klimaneutralität bis 2050 als Leitmotiv 
für die Klima- und Energiepolitik der EU 
festgelegt. Das Ziel der Klimaneutralität 
ist im sogenannten „Europäischen Klima-
gesetz“ (Verordnung (EU) 2021/1119) 
verankert, das für alle EU-Mitgliedstaa-
ten rechtlich verbindlich ist. Neben dem 
Ziel für 2050 legt das Klimagesetz ein 
Zwischenziel für 2030 fest, welches die 
EU verpflichtet, die europäischen Netto-
Emissionen (Emissionen nach Abzug von 
Emmissionsbindung bzw. Absonderung 
und Speicherung) um mindestens 55 % 
gegenüber 1990 zu reduzieren. Darüber 
hinaus ermächtigt die Verordnung die 
Europäische Kommission, ein EU-weites 
Ziel für 2040 festzulegen, dies unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse des 
„global stocktaking“ der Klimakonferenz 
(COP, conference of the parties)  der 
Vereinten Nationen im November 2023. 
Aktuell (Oktober 2024) vorgeschlagen 
ist hierbei das Ziel der Treibhausgasmin-
derungen um 90 % gegenüber 1990. Die 
rechtliche Umsetzung dieses Vorschlags 
obliegt der neuen Europäischen Kom-
mission im zweiten Mandat von Kom-
missionspräsidentin Von der Leyen. 
Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, 
das EU-Ziel zu unterstützen, indem sie 
nationale Beiträge benennen und hierfür 
geeignete Politiken und Maßnahmen 
verabschieden. Diese werden in einem 
regelmäßigen Monitoring-Prozess auf der 
Grundlage der sog. Nationalen Klima- 
und Energiepläne (National Energy and 
Climate Plans, NECPs) alle fünf Jahre 
bewertet (siehe Abschnitt 5).

von den Staats- und Regierungschefs 
vorgeschlagenen Zielvorgaben zu nah 
an einem „business as usual“-Szenario 
lägen und nicht ausreichen würden, um 
weitere internationale Klimamaßnah-
men anzureizen. Schließlich einigten 
sich das Europäische Parlament und 
der Rat auf aktualisierte Ziele für 2030, 
die insbesondere durch die Anhebung 
der Ziele für den Anteil erneuerbarer 
Energien am Bruttoenergieverbrauch 
auf mindestens 32 % und die Steigerung 
der Energieeffizienz auf mindestens 
32,5 % bis 2030 vorsahen (European 
Commission 2018b) und damit über den 
ursprünglichen Vorstellungen des Rates 
lagen. Dieses verstärkte Engagement 
wurde von der EU als Unterstreichung 
ihrer Vorreiterrolle in den internationalen 
Klimapolitiken angesehen. So betonten 
die EU-Spitzen, dass man sich auf einen 
Beitrag zum Klimaabkommen von Paris 
verständigt habe, das im Einklang mit 
dem Bestreben des Pariser Abkommens 
stehe, die globale Temperaturerhöhung 
auf unter 2°C, vorzugsweise auf 1,5°C, 
zu begrenzen (European Commission 
2018a; IPCC 2018 und 2023).

Im Jahr 2015 konzipierte die Kommissi-
on unter Präsident Jean-Claude Juncker 
die „Energieunion“ als Priorität für ihre 
fünfjährige Amtsperiode (European Com-
mission 2015). Die Energieunion baute 
weitgehend auf den energiepolitischen 
Zielen der Versorgungssicherheit, der 
Wettbewerbsfähigkeit und des Klima-
schutzes auf. Hiermit bekräftigte das 
Konzept das traditionelle Muster der In-
tegration von Klima- und Energiepolitik, 
allerdings mit einer deutlichen Dominanz 
der Energiepolitik bzw. der energiepo-
litischen Versorgungssicherheit. Die 
Integration von Klimapolitiken in einen 
weitgehend energiedominierten Rahmen 
rief jedoch auch politische Bedenken 
hervor. Die Kommission reagierte auf 
diese Bedenken, indem sie im Winter 
2016 eine Reihe von Gesetzgebungsvor-
schlägen vorlegte, das Gesetzespaket 
„Saubere Energie für alle Europäer“ oder 
kurz „Clean Energy Package“ (European 
Commission 2019). Hierin wurde das 
gesamte rechtliche Akquis im Energie-
bereich aktualisiert bzw. überarbeitet 
und wichtige Klimaschutzmaßnahmen 
gestärkt.
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Um greifbare Ergebnisse zu erzielen, 
müssen die europäischen Ziele sowohl 
im Bereich des Klimaschutzes als auch 
im Energiesektor in konkrete Maßnah-
men übersetzt werden. Auf Basis der 
sogenannten „Green Deal Roadmap“, die 
zusammen mit der Strategie des Green 
Deal veröffentlicht wurde, legte die 
Kommission hierfür ein Legislativpaket 
namens „Fit for 55“ vor, das weit über 
50 Aktualisierungen und Vorschläge für 
EU-Vorgaben umfasste. Ziel war es, den 
EU-Rechtsrahmen zu aktualisieren und 
damit „fit“ für das Ziel einer Emissions-
reduktion von 55 % bis 2030 zu machen.

Infolge des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine und den hieraus 
resultierenden Auswirkungen auf die EU 
in Form steigender Energiepreise und 
deutlicher Störungen der Energiever-
sorgung aktualisierte die Kommission 
mehrere ihrer Richtlinienvorschläge des 

„Fit for 55“-Pakets. Dies geschah im 
Rahmen der RePowerEU-Strategie vom 
Mai 2022. Hierzu wurden insbesondere 
die Ziele und Maßnahmen zum Einsatz 
erneuerbarer Energien und zur Energie-
effizienz deutlich gestärkt. Konkret legte 
die Kommission den Mitgliedstaaten im 
Rat und dem Parlament überarbeitete 
Richtlinien für Erneuerbare Energien 
(„RED III“), Energieeffizienz (EED) bzw. 
die Energieeffizienz von Gebäuden 
(EPBD) vor.

Im Folgenden sollen nun die Politiken 
und Maßnahmen der EU-Klimaschutz
politik dargestellt werden. Die gerade 
hier erwähnten energiepolitischen Maß-
nahmen werden nach einer Darstellung 
der Kerninstrumente der Klimaschutz
politik vorgestellt.

Abb. 1: �Aktionsfelder des European Green Deal

Quelle: Europäische Kommission 2019

Finanzierung des Wandels „Niemanden zurücklassen“ 
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EU als globaler
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Umgestaltung der EU-
Wirtschaft für eine 
nachhaltige Zukunft
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begann 2005-2007 mit einer weitge-
hend nationalen Testphase, die auf der 
kostenlosen Zuteilung von Zertifikaten 
(„Grandfathering“3) basierte. Nach einer 
Phase stärkerer nationaler Rahmenbe-
dingungen (zweite Phase) wurde die 
dritte Phase seit der Überarbeitung der 
Emissionshandelsrichtlinie von 2013 
auf der Grundlage einer abnehmenden 
EU-weiten Obergrenze für Emissionszer-
tifikate („cap“) sowie der progressiven 
Versteigerungen von Zertifikaten anstelle 
von kostenloser Zuteilung durchgeführt; 
hierbei folgt die Versteigerung einem 
sektoralen Ansatz (Amanatidis 2019).

Die aktuelle vierte Phase des ETS 
(2021-2030) basiert weitgehend auf der 
überarbeiteten Emissionshandelsricht
linie (European Commission 2018c) von 
März 2018 und zielt vorwiegend darauf 
ab, das in den Vorperioden aufgetretene 
Problem des Überangebots von Zerti-
fikaten zu lösen. Dieses Überangebot 
an Zertifikaten und die hiermit einher-
gehenden niedrigen Zertifikatspreise 
begründete sich in einer zu großzügigen 
Zuteilungspolitik der Mitgliedstaaten, 
aber insbesondere auch über die Einbe-
ziehung von CDM-Gutschriften in das 
Emissionshandelssystem. Die Richtlinie 
von 2018 enthält hierzu einen flexiblen 
Reservemechanismus, um das große 
Überangebot in der zweiten und dritten 
ETS-Phase abzubauen, was zu einer 
Emissionsreduktion von 43 % bis 2030 
im Vergleich zu 2005 führen soll.

Der Reduktionspfad wurde in den 
Überarbeitungen der ETS-Richtlinie und 
verwandter Gesetzgebung von 2023 
(Richtlinien EU 2023/958 und 959) 
auf eine Reduktion von 62 % bis 2030 
im Vergleich zu 2005 erhöht, um den 
Handel mit den höheren Zielen zur Treib
hausgasreduktion gemäß des Green 
Deal bzw. des Europäischen Klimageset-
zes in Einklang zu bringen (Abbildung 2). 

Im Jahr 2003 schlug die Europäische 
Kommission die Einrichtung eines 
Europäisches Emissionshandelssystem 
(Emission Trading System, ETS) ab 
dem Jahr 2005 vor. Die Emissionshan-
delsrichtlinie von 2005 gibt dabei den 
Rechtsrahmen für einen grenzüber-
schreitenden Handel mit Emissionsrech-
ten vor. Das ETS umfasst derzeit die 27 
Mitgliedstaaten der EU sowie Island, 
Norwegen und Liechtenstein. Mit dem 
Brexit hat das Vereinigte Königreich 
das ETS verlassen und ein nationales 
Handelssystem eingeführt. Das ETS 
wurde von Anfang an als globales 
System konzipiert, das gemäß den im 
Kioto-Protokoll vorgesehenen Flexibili-
tätsmechanismen über die EU hinaus 
internationalisiert werden könnte und 
sollte. Die „Linking Directive“ von 2004 
ermöglichte den Einbezug und Handel 
von Zertifikaten aus anderen flexiblen 
Mechanismen des Kioto-Protokolls1, 
insbesondere dem „Mechanismus für 
umweltverträgliche Entwicklung“ (Clean 
Development Mechanism, CDM)2. 
Internationale Verknüpfungen waren mit 
dem australischen nationalen System 
geplant (und 2015/2016 aufgegeben), 
sowie derzeit mit der Schweiz („Linking 
Agreement“, in Kraft seit Januar 2020; 
European Commission 2019) und China 
(seit 2018 in Verhandlung).

Das ETS deckt etwa 10 000 „standort-
feste Anlagen“ in den „EU Plus“-Ländern 
ab, d.h. hauptsächlich Anlagen zur 
Energieversorgung sowie Produktionsan-
lagen der Großindustrie (z.B. Aluminium, 
Stahl, Zellstoff und Papier), welche etwa 
40 % der Treibhausgasemissionen der 
EU ausmachen. Seit 2012 sind auch die 
Emissionen des innerhalb der EU statt-
findenden Luftverkehrs in das System 
einbezogen. Rechtlich basiert das ETS 
auf der Emissionshandelsrichtlinie (Eu-
ropean Commission 2009a), die 2013, 
2018 und 2023 geändert wurde. Das 
System arbeitet mit Handelsperioden, 
um regulatorische Aktualisierungen und 
Änderungen zu ermöglichen. Der Handel 

3	 Politiken und Maßnahmen 

3.1 Emissionshandelssystem

1 Das Kioto-Protokoll von 
1997 ist eine rechtliche 
Ergänzung der UN-Klimarah-
menvereinbarung (United 
Nations Framework Con-
vention of Climate Change, 
UNFCCC) von 1992. Es sieht 
neben nationalen Redukti-
onsverpflichtungen für Indus-
trieländer die Möglichkeit 
vor, diese Verpflichtungen 
zu flexibilisieren und damit 
kosteneffizienter zu erfüllen. 
Mechanismen hierzu sind 
neben dem Handel mit 
Emissionsgutschriften die 
gemeinsame Erfüllung von 
Reduktionspflichten (Bubble 
Policy), die projektbezoge-
ne Klimazusammenarbeit 
zwischen Industrieländern 
(Joint Implementation) sowie 
zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern (Clean 
Development Mechanism, 
CDM).

2 Im Rahmen des CDM 
führen Industrieländer in 
Entwicklungsländern Klima-
schutzprojekte durch und 
finanzieren diese. Hierfür 
können sie sich die aus die-
sen Projekten resultierenden 
Emissionsgutschriften auf 
ihre nationalen Zielvorgaben 
anrechnen lassen. 

3 Gemäß dieser Methode 
erhalten Unternehmen 
Emissionszertifikate im 
Umfang ihrer historischen 
Emissionen eines Basisjahrs 
bzw. der durchschnittlichen 
Emissionen einer Basisperio-
de zugeteilt.
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Zertifikatsmengen soll das System zu stabi-
len und „angemessen hohen“ Kohlenstoff-
preisen beitragen. Dies war jedoch lange  

Zeit aufgrund eines Überangebots an 
Zertifikaten im System nur begrenzt der Fall 
(Abbildung 3).

Abb. 2: �Reduktionspfad der Emissionsmenge im ETS

Quelle: European Commission 2024
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Abb. 3: �Entwicklung der Zertifikatspreise im Zeitablauf
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Die Überarbeitung des ETS von 2023 führt 
neben dem ehrgeizigeren Reduktionspfad 
(Oberthür und Von Homeyer 2023) mehrere 
grundlegende Änderungen ein: 
•	 Die Regeln für die kostenlose Zutei-

lung von Zertifikaten wurden umfas-
send überarbeitet. Demnach gelten 
die besten Unternehmen einer Indust-
riebranche als Benchmark, wobei sich 

die Zuteilung an dieser Benchmark 
ausrichtet. Damit wird erwartet, dass 
effiziente Unternehmen von einer 
kostenlosen Zuteilung profitieren, 
während ineffiziente Anlagen Zutei-
lungskürzungen erfahren können, 
wenn sie keine Effizienzmaßnahmen 
umsetzen. 

Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) 

Der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) ist ein ergänzendes Klima-
schutzinstrument der Europäischen Union, das in Form einer EU-Verordnung im 
Mai 2023 beschlossen wurde (EU-Verordnung 2023/956)4. Ziel ist es, Importe 
bestimmter energieintensiver Güter, darunter Stahl, Eisen, Zement, Düngemit-
tel, Aluminium und Strom, mit einem CO₂-Preis zu belegen, der den EU-internen 
Kosten für CO₂-Emissionen entspricht. Dies soll zum einen das Risiko der Car-
bon Leakage verhindern, bei dem Unternehmen ihre Produktion in Länder mit 
weniger strengen Klimaschutzmaßnahmen verlagern könnten, um die höheren 
CO₂-Kosten der EU zu umgehen. Zum anderen soll der CBAM Ökodumping 
durch Drittstaaten verhindern, welche weniger anspruchsvolle Klimavorgaben 
haben und hieraus einen Vorteil bei den Produktionskosten besitzen.

Der CBAM soll sicherstellen, dass die Emissionen, die bei der Produktion dieser 
Güter außerhalb der EU entstehen, ebenfalls in die Klimabilanz einbezogen 
werden. Dies geschieht, indem Importeure für den CO₂-Gehalt der eingeführ-
ten Waren Emissionszertifikate erwerben müssen, die den durchschnittlichen 
Emissionskosten im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems entsprechen. 
Dieser Mechanismus stellt somit sicher, dass sowohl in der EU produzierte als 
auch importierte Güter einem vergleichbaren Kohlenstoffpreis unterliegen.

Die Einführung des CBAM war Teil des „Fit for 55“-Pakets. In der Übergangs-
phase, die 2025-2027 andauern wird, liegt der Schwerpunkt zunächst auf 
der Berichterstattung über den CO₂-Gehalt von importierten Waren, während 
ab 2027 das System vollständig greifen und mit finanziellen Verpflichtungen 
verknüpft werden soll. 

Der CBAM ersetzt schrittweise das bisherige System der kostenlosen Zuteilung 
von Emissionsrechten im Rahmen des EU ETS für besonders abwanderungs-
gefährdete Industrien. Neben der Schaffung eines „level playing field“ soll der 
CBAM außerdem dazu beitragen, den Einsatz emissionsärmerer Technologien in 
Drittländern zu fördern, indem er wirtschaftlichen Druck schafft, klimafreund-
lichere Produktionsmethoden zu entwickeln und anzuwenden. Die Umsetzung 
des CBAM unterliegt den Vorgaben der Welthandelsorganisation WTO. Über 
eine gegenseitige Anerkennung von ähnlichen Systemen, wie etwa in den USA 
geplant, wird aktuell diskutiert. Um eine WTO-Konformität sicherzustellen, sieht 
die CBAM-Verordnung vor, dass Exporteure in die EU, die bereits im Produk
tionsland einen Kohlenstoffpreis entrichtet haben, sich diesen auf die Höhe der 
erforderlichen Zertifikatskäufe anrechnen lassen können.

4 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R0956

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R0956
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•	 Die bisherige kostenlose Zuteilung 
von Zertifikaten für den Luftverkehrs-
sektor und für Industriesektoren, die 
anfällig für Abwanderung in Dritt-
staaten („carbon leakage“) sind, wird 
schrittweise abgebaut. Zur Gewähr-
leistung eines fairen Wettbewerbs 
(„level playing field“) mit Drittländern 
wird der Carbon Border Adjustment 
Mechanism (CBAM; siehe Kasten) 
eingeführt.

•	 Zusätzlich wurde der Seeverkehr ab 
2024 in das Emissionshandelssystem 
einbezogen. Infolgedessen wird das 
Handelssystem nahezu die Hälfte 
aller europäischen Treibhausgasemis-
sionen und die größten Quellen für 
klimaschädliche Treibhausgase der 
EU abdecken, darunter den Energie-
sektor, energieintensive Industrien 
sowie die maritime und Luftverkehrs-
beförderung. Ein Teil der Einnahmen 
wird in den EU-Innovationsfonds 
fließen, der Investitionen in umwelt-
freundliche Technologien fördert. 

Als zentrale weitere Neuerung der Än-
derung der ETS-Richtlinie von 2023 wird 
das ETS (nunmehr als ETS-I bezeichnet) 
um ein paralleles Handelssystem (ETS-II) 
ergänzt, das Gebäude und Verkehr ab-
deckt. Das ETS-II wird als neues, zusätz-
liches und eigenständiges Emissionshan-
delssystem für Gebäude, Straßenverkehr 
und Kraftstoffe in bestimmten Industrie-
zweigen ab 2027 eingerichtet. Wie beim 
ETS-I soll die Menge der zugeteilten 
Emissionszertifikate jährlich gesenkt 
werden. Hierbei wird ein Mindestpreis 
von 45 Euro/t CO2 angestrebt. 

Kostenlose Emissionszertifikate sind 
nicht vorgesehen, da die Kosten von den 
Kraftstoffhändlern als Zertifikatsem
pfänger auf die Verbraucher übertragen 
werden sollen, um die erforderlichen An-
reize zum Klimaschutz zu schaffen. Um 
soziale Härten auszugleichen, wurde ein 
neuer Klima-Sozialfonds (65 Milliarden 
Euro im Zeitraum von 2026 bis 2032) 
geschaffen, um Investitionen in energie
effizientere Gebäude und emissions
ärmere Mobilität anzureizen. Die hierbei 
durchgeführten Maßnahmen sollen in 
erster Linie einkommensschwachen 
Haushalten und finanziell schwächeren 
kleinen Unternehmen zugutekommen. 
Die Einnahmen des neuen ETS-II sollen 
den neuen Fonds speisen.
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Gebäude und Verkehr wurden bisher als 
Bereiche angesehen, die schwer durch 
einen Emissionshandel zu erfassen 
sind. Für diese Sektoren hatten sich die 
EU-Mitgliedstaaten auf eine Reihe von 
nationalen Zielen geeinigt. Diese werden 
in einem ergänzenden Rechtsakt, der 

„Entscheidung zur Lastenverteilung“ 
(Effort Sharing Decision, ESD), umge-
setzt. Verbindliche jährliche Ziele für die 
Reduzierung von Treibhausgasen in den 
Nicht-ETS-Sektoren werden pro Mitglied-
staat festgelegt (Tabelle 1). 

3.2 Nicht-ETS-Sektoren 

Tabelle 1:  Nationale Ziele im Rahmen der Lastenteilungsverordnung

Land Altes Reduktionsziel 
(2018)

Aktualisiertes Reduktionsziel 
(2023)

Belgien -35 % -47 %

Bulgarien -0 % -10 %

Tschechische Republik -14 % -26 %

Dänemark -39 % -50 %

Deutschland -38 % -50 %

Estland -13 % -24 %

Irland -30 % -42 %

Griechenland -16 % -22,7 %

Spanien -26 % -37,7 %

Frankreich -37 % -47,5 %

Kroatien -7 % -16,7 %

Italien -33 % -43,7 %

Zypern -24 % -32 %

Lettland -6 % -17 %

Litauen -9 % -21 %

Luxemburg -40 % -50 %

Ungarn -7 % -18,7 %

Malta -19 % -19 %

Niederlande -36 % -48 %

Österreich -36 % -48 %

Polen -7 % -17,7 %

Portugal -17 % -28,7 %

Rumänien -2 % -12,7 %

Slowenien -15 % -27 %

Slowakei -12 % -22,7 %

Finnland -39 % -50 %

Schweden -40 % -50 %

 
Quelle: Europäische Kommission (2023); https://climate.ec.europa.eu/eu-action/
effort-sharing-member-states-emission-targets/effort-sharing-2021-2030-targets-
and-flexibilities_en

https://climate.ec.europa.eu/eu-action/effort-sharing-member-states-emission-targets/effort-sharing-2021-2030-targets-and-flexibilities_en
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/effort-sharing-member-states-emission-targets/effort-sharing-2021-2030-targets-and-flexibilities_en
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/effort-sharing-member-states-emission-targets/effort-sharing-2021-2030-targets-and-flexibilities_en
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Die Ziele bezogen sich hierbei zu-
nächst auf das Jahr 2020 im Vergleich 
zum Basisjahr 2005. Die durch das 
Effort Sharing abgedeckten Sektoren 
umfassen die Landwirtschaft, den 
Entsorgungssektor, Mobilität (außer 
Luftfahrt und Binnenschifffahrt, soweit 
im ETS erfasst) sowie Gebäude (Euro-
pean Commission 2009b). Die Ziele 
wurden auf der Grundlage des relativen 
Wohlstands (BIP pro Kopf) zugeteilt und 
variierten entsprechend stark zwischen 
den Mitgliedstaaten. Die Reduktions-
spannen reichten hierbei von minus 
20 % Treibhausgasreduktion in diesen 
Sektoren für die wohlhabendsten Län-
der bis zu plus 20 %. Alle Mitgliedstaa-
ten müssen standardisierte jährliche 
Monitoringberichte an die Europäische 
Kommission übermitteln. Die „Lasten-
verteilungsverordnung“ von 2018 (Effort 
Sharing Regulation, ESR) aktualisiert 
die Bemühungen zur Reduzierung der 
Emissionen in den Nicht-ETS-Sektoren 
für den Zeitraum 2021-2030 (Euro-
pean Commission 2018d). Ziel war es 
zunächst, die Treibhausgasemissionen 
um 30 % im Vergleich zu 2005 zu re-
duzieren, dies wiederum formuliert als 
verbindliche nationale Ziele in jährlichen 
Intervallen.

Mit der Verschärfung der EU-Klimaziele 
für 2030 auf -55 % wurde 2023 im 
Rahmen des „Fit for 55“-Gesetzespakets 
auch die ESR überarbeitet. Ziel ist nun-
mehr eine Reduktion der EU-Treibhaus-
gasemissionen in den betroffenen Sek-
toren um 40 % bis 2030. Da erneut das 
BIP pro Kopf als Verteilungsschlüssel für 
die Reduktionsanstrengungen verwen-
det wurde, variieren die resultierenden 
Zielwerte zwischen 10 % (Bulgarien) und 
50 % (Dänemark, Deutschland, Luxem-
burg, Finnland, Schweden; Frankreich: 
-47,5 %) Reduktionsbemühungen im 
Vergleich zu 2005.

Sowohl der Beschluss über die Auftei-
lung der Anstrengungen als auch die 
Verordnung sehen verschiedene Formen 
von Flexibilitätsmechanismen vor. Die 
Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit, 
auf die Anrechnung und Übertragung 
ihrer eigenen Emissionen zurückzugrei-
fen. Darüber hinaus können sie Emissi-
onsreduktionen untereinander handeln. 
Zuletzt können Emissionsreduktionen 
aus Landnutzung, Landnutzungsände-
rungen und Forstwirtschaft (LULUCF) in 
begrenztem Umfang auf die jährlichen 
Ziele angerechnet werden (European 
Commission 2013c).

Neben der Reduzierung von Treibhaus
gasen behandelt das EU-Rechtsregel-
werk auch Landnutzung, Landnutzungs-
änderungen und Forstwirtschaft („land 
use, land use change and forestry“; 
LULUCF) sowie die Anpassung an Folgen 
des Klimawandels. In Bezug auf LULUCF 
bringt die LULUCF-Verordnung von 2018 
(European Commission 2018c) das eu-
ropäische Energie- und Klimaregime mit 
den Bestimmungen des Pariser Abkom-
mens in Einklang. Die Verordnung legt 
eine Verpflichtung zu Netto-Null-Emissio
nen für den Zeitraum 2021-2030 fest 
und bietet einen harmonisierten Rahmen 
für die Überwachung und Berichterstat-
tung von Emissionen, der zuvor an die 
allgemeineren Kioto-Vorgaben angepasst 
war. Zusammengefasst verlangt die 

Verordnung von den Mitgliedstaaten, 
Emissionen aus Entwaldung durch die 
Schaffung anderer Kohlenstoffsenken 
auszugleichen. Diese Senken können 
entweder auf ihrem eigenen nationalen 
Gebiet oder im Rahmen eines Übertra-
gungssystems in anderen EU-Mitglied-
staaten eingerichtet werden.

Im Zuge des europäischen „Fit for 55“- 
Pakets wurde auch die LULUCF-Ver-
ordnung überarbeitet. Hierbei erhalten 
die Mitgliedsstaaten ein Etappenziel für 
2030 und eine Budgetvorgabe für den 
Zeitraum 2026-2029. Für den Zeitraum 
2021-25 gelten die aktuellen Zielvorga-
ben der LULUCF-Verordnung fort, wobei 
die Lastschriften aus den gemäß Artikel 
2 bei der Anrechnung berücksichtigten 

3.3 LULUCF & Klimafolgenanpassung 
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Landnutzungskategorien zusammen-
genommen die Gutschriften zum Ende 
des Fünfjahreszeitraums 2021 bis 2025 
nicht übersteigen dürfen („no net debit 
rule“). Ab 2026 sieht die Verordnung 
dann absolute Ziele für den Erhalt und 
den Aufbau von Senken für die einzelnen 
Mitgliedstaaten vor, die eine Verbes-
serung gegenüber dem Basiszeitraum 
2016-18 darstellen müssen. 

Die europäischen Aktivitäten zu Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel 
waren in den 2000er Jahren zunächst 
recht allgemein gehalten, wurden jedoch 
durch die „Mitteilung über eine EU-Stra-
tegie zur Anpassung an den Klimawan-
del“ von 2013 (European Commission 
2013a) deutlich konkretisiert. Die Stra-
tegie legte drei strategische Säulen für 
Anpassungsmaßnahmen fest (European 
Commission 2013b):
•	 Integration der Klimaanpassung in 

EU- und nationale Politiken, ein-
schließlich finanzieller Unterstützung. 
Darüber hinaus werden Anpas-
sungsbemühungen im Rahmen des 
EU-Städtebündnisses für Klima und 
Energie unterstützt. 

•	 Koordinierung und Informationsaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten 
durch nationale Anpassungspläne, 
die bis Ende 2017 vorgelegt werden 
mussten. 

•	 Stärkung der Klimaresilienz wichtiger 
Sektoren wie Fischerei, Landwirt-
schaft und Infrastruktur im Rahmen 
der EU-Kohäsionspolitik.

Nach der Einreichung der Anpassungs-
pläne veröffentlichte die Kommission 
einen Evaluierungsbericht zur Einord-
nung der nationalen Pläne (European 
Commission 2018f, 2018g). Die Kom-
mission fordert hierin eine bessere 
Koordinierung der Strategien zwischen 
den Mitgliedstaaten. Für den Zeitraum 
2021-2030 ist diese Koordinierung in 
die Nationalen Energie- und Klimapläne 
(NECPs) und die Niedrigemissionsstra-
tegien (LES) integriert, die im Rahmen 
der Governance-Verordnung eingerichtet 
wurden (siehe Abschnitt 4). Hierdurch 
werden die Klimaschutzmaßnahmen 
sowohl im Bereich Treibhausgassenkung 
(Mitigation) wie auch Anpassung eng mit 
der Energiepolitik verzahnt.

Die enge Verzahnung der Politikfelder 
Klimaschutz und Energie in der EU 
überrascht zunächst, erklärt sich aber 
vor dem Hintergrund, dass rund 75 % 
der EU-Treibhausgasemissionen ener-
giebezogen sind. Entsprechend ist eine 
kohlenstofffreie Energieversorgung der 
zentrale Ansatzpunkt für die EU-Klima-
politik. Wesentliche rechtliche Regelung 
hierfür ist die Richtlinie für erneuerbare 
Energien von 2009 (Renewable Energy 
Directive oder RED; Europäische Kom-
mission 2009c), die 2018 überarbeitet 
wurde (RED II; European Commission 
2018h und 2023), sowie erneut 2023 
im Rahmen des „Fit for 55“-Pakets (RED 
III). Die RED hat europaweit zu einem 
umfassenden Ausbau an erneuerbaren 
Energien und der damit einhergehen-

den Verdrängung von fossilen Energien 
geführt. Nach Angaben von Eurostat 
(2024) ist der Anteil der erneuerbaren 
Energien am EU-Energieverbrauch seit 
Einführung der Richtlinie 2009 von 
12,5 % im Jahr 2010 auf 23 % im Jahr 
2022 gestiegen. Schweden hatte den 
höchsten Anteil erneuerbarer Energien 
an seinem Verbrauch (66 %), vor Finn-
land (47,9 %) und Lettland (43,3 %), siehe 
Abbildung 4.

4	 Verzahnung von Klima- und Energiepolitik 
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Die RED III legt die oben beschriebenen 
europäischen Ziele für erneuerbare Ener-
gien fest und harmonisiert bestimmte 
EU-Vorschriften zur Messung, Überprü-
fung und Überwachung der nationalen 
Fortschritte in diesem Bereich, ohne 
jedoch ein gemeinschaftsweites Förde-
rungssystem vorzusehen. Im Rahmen 
der 2020-Ziele hatten sich die Mitglied-
staaten auf nationale verbindliche Ziele 
geeinigt. Diese Ziele berücksichtigten 
nationale Umstände (Nutzungsgrad 
bzw. verbleibendes Potenzial an Erneu-
erbaren), was zu einer breiten Spanne 
an Zielen führte (etwa 10 % in Malta bis 
49 % in Schweden). Die Ziele können 
flexibel erreicht werden, indem auf 
„statistische Übertragungen“ von erneu-
erbarer Energieerzeugung zwischen den 
Mitgliedstaaten zurückgegriffen wird. 
Im Rahmen der Zielvorgaben für 2030 
wurden nationale Ziele von den Mitglied-
staaten abgelehnt. Die Mitgliedstaaten 
müssen vielmehr indikative „nationale 
Anstrengungen“ melden, die zur Errei-
chung des verbindlichen europäischen 
Gesamtziels in Höhe von 42,5 %, besser 
45 %, beitragen. 

Mit der Neufassung der RED von 2023 
werden eine Reihe sektoraler Zielvorga-
ben aufgestellt. So gilt für Gebäude ein 
indikatives Ziel von 49 % Anteil Erneuer-
bare bis 2030 zur Deckung des Energie-
bedarfs. Im Bereich Wärme und Kühlung 
sowie im Industriesektor macht die 
Richtlinie weitere indikative Vorgaben 
in Form von jährlichen Zuwachsraten 
für die Nutzung erneuerbarer Energien 
(1,1 % im Gebäudebereich; 1,6 % im 
Industriebereich). Weitere Vorgaben 
gelten für den Transportsektor, wobei 
die Zielvorgaben hier direkt in Form von 
Reduktion der Treibhausgasintensität 
der genutzten Brennstoffe formuliert 
wird (14,5 % Reduktion). Weiterhin wer-
den weitere Unterziele für Biokraftstoffe 
neuerer Generation aufgestellt.

Abb. 4: Nutzung erneuerbarer Energien in den EU-Mitgliedstaaten

Quelle: Eurostat 2024; https://ec.europa.eu/eurostat/web/interactive-publications/energy-
2023#renewable-energy 
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Weitere energiepolitische Bausteine sind 
Vorgaben im Bereich Energieeffizienz, 
die 2021 bzw. 2023 im Rahmen des 
„Fit for 55“-Pakets und der RePowerEU-
Strategie aktualisiert wurden: 
•	 Eine aktualisierte Planung von 

Ökodesign-Maßnahmen für energie-
bezogene Produktgruppen; 

•	 Eine überarbeitete Richtlinie zur 
Energieeffizienz von Gebäuden (EPBD; 
European Commission 2018i), welche 
darauf abzielt, die Sanierung des 
europäischen Gebäudebestands zu 
erhöhen, von dem 75 % als energie
ineffizient gelten, und die den Einsatz 
von nahezu-Null-Energie-Gebäuden 
bei Neubauten fördert; 

•	 Die überarbeitete Energieeffizienz-
richtlinie (EED; European Commission 
2018j bzw. 2023), welche u.a. für 
die EU gemeinschaftliche Energie
effizienzziele bis 2030 festlegt. 

Insbesondere die Energieeffizienzricht-
linie setzt eine EU-weite Zielvorgabe 
für die Senkung des End- und Primär-
energieverbrauchs, was in Konsequenz 
zu Treibhausgasreduktionen führt. Die 
Mitgliedstaaten haben die Pflicht, durch 
nationale Beiträge das EU-Ziel einer 
Senkung des Endenergieverbrauchs von 
11,6 % im Jahr 2030 (im Vergleich zu 
den für dieses Zieljahr prognostizierten 
Verbrauchswerten) zu unterstützen. 
Diese Zielwerte sind jedoch indikativ. 
Weiter stellt die Richtlinie eine Reihe von 
sektoralen Energieeffizienzvorgaben auf. 
Diese sind in Tabelle 2 dargestellt.

Nach den aktuellen Zahlen von Eurostat 
(2024) für das Jahr 2022 erreichte der 
Primärenergieverbrauch 1.257 (Mio. 
tRÖE). Das sind 1,7 % mehr als 2020, 
als der Verbrauch aufgrund der Auswir-
kungen der Corona-Pandemie seinen 
niedrigsten Stand erreichte, aber immer 
noch der zweitniedrigste Stand seit 
1990 (dem ersten Jahr, für das Daten 
verfügbar sind). Das Niveau von 2022 
ist 11,4 % von dem EU-Ziel für 2030 
entfernt (nicht mehr als 1.128 Mio. tRÖE 
Primärenergieverbrauch). Auch der End-
energieverbrauch ging 2022 zurück (auf 
940 Mio. tRÖE, d.h. -2,8 % gegenüber 
2021) und erreichte damit den niedrigs-
ten Stand seit 2014, mit Ausnahme des 
Jahres 2020, das durch die Pandemie 
beeinflusst war. Das Niveau von 2022 ist 
11,2 % vom Ziel für 2030 (nicht mehr als 
846 Mio. tRÖE) entfernt. 
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Tabelle 2: Zentrale Regelungen der EU-Energieeffizienzrichtlinie (EED)

EU-Vorgabe EED-
Artikel

Zusammenfassung des Inhalts

Energieeffizienz als 
oberstes Prinzip 
(„Energieeffizienz 
zuerst“)

3 Energy efficiency first: Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Energieeffizi-
enzlösungen, einschließlich nachfrageseitiger Ressourcen und Systemflexibi-
litäten, bei Planungs-, Politik- und größeren Investitionsentscheidungen mit 
einem Wert von jeweils mehr als 100.000.000 EUR bzw. 175.000.000 EUR 
für Infrastrukturprojekte berücksichtigt werden.

Zielvorgaben und 
nationale Beiträge

4 Energieeffizienzziele auf europäischer Ebene. Die Mitgliedstaaten legen 
einen indikativen nationalen Energieeffizienzbeitrag auf der Grundlage des 
Endenergieverbrauchs fest, um sicherzustellen, dass das EU-Ziel insgesamt 
erreicht wird.

Öffentlicher Sektor 5 Vorbildfunktion des öffentlichen Sektors, indem sichergestellt wird, dass der 
gesamte Endenergieverbrauch aller öffentlichen Liegenschaften um mindes-
tens 1,9 % pro Jahr gesenkt wird.

6 Gebäudesanierung im öffentlichen Sektor (auf allen administrativen Ebe-
nen): Jedes Jahr sollen mindestens 3 % der gesamten beheizten und/oder 
gekühlten Gebäude im Besitz der öffentlichen Hand renoviert werden, um sie 
zumindest in Niedrigstenergie- oder Nullemissionsgebäude umzuwandeln. 

7 Energieeffizienz im öffentlichen Vergabewesen

Energieeinspar-
Verpflichtung

8 Verpflichtung zur Senkung des Energieverbrauchs: Die Mitgliedstaaten müs-
sen während des gesamten Verpflichtungszeitraums (2021 bis 2030) kumu-
lative Endenergieeinsparungen erzielen, die neuen jährlichen Einsparungen 
von mindestens 0,8 % des Endenergieverbrauchs im Zeitraum 2021-2023, 
mindestens 1,3 % im Zeitraum 2024-2025, 1,5 % im Zeitraum 2026-2027 und 
1,9 % im Zeitraum 2028-2030 entsprechen.

9 Regelungen zur Energieeffizienzverpflichtung: Erfüllung der Einsparverpflich-
tung durch Einsparzertifikate oder ähnliche Mechanismen („Weiße Zertifika-
te“)

10 Erfüllung durch alternative Maßnahmen (z.B. Energiebesteuerung)

Energiemanage-
mentsysteme und 
Audits

11 Verpflichtung für Unternehmen des Industriesektors mit höherem Energiever-
brauch, Energiemanagementsysteme oder Energieaudits einzuführen

Datenzentren 17 Verpflichtung zur Überwachung und Berichterstattung über den Energiever-
brauch von Rechenzentren

Beseitigung von 
Hindernissen

3, 7, 9, 
21,22, 
26, 29

Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Beseitigung von Hindernissen gegen  
Energieeffizienz in verschiedenen Bereichen wie Marktentwicklung, Heizung 
und Kühlung sowie Bereitstellung von Verbraucherinformation

Finanzierung und 
technische Unter-
stützung

30 Die Mitgliedstaaten sollen die Einrichtung von Finanzierungsquellen oder die 
Nutzung bestehender Finanzmittel für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz fördern.

 
Quelle: eigene Darstellung

Da der Energie- und Klimabereich eng 
miteinander verknüpft sind, wurde mit 
der sog. Governance-Verordnung ein 

kombinierter Überwachungs- und  
Berichtsmechanismus geschaffen.
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Die Governance-Verordnung koordiniert 
und systematisiert die Berichterstat-
tungs- und Koordinationsmechanismen, 
welche bisher separat unter den jewei
ligen EU-Richtlinien eingerichtet wurden. 
Sie richtet einen Überwachungs- und 
Koordinationsmechanismus ein, der 
sowohl auf die EU-internen Zielhori
zonte für 2030 und 2050 als auch 
auf den internationalen Prozess des 
Pariser Klimaabkommens abgestimmt 
ist. Die Koordinierung ist größtenteils in 
einem Prozess der „härteren weichen 
Governance“ (Ringel und Knodt 2018) 
eingebunden, d.h. eine Koordinierung 
auf Basis nationaler Pläne, die einem 
„peer review-Verfahren“ unterliegen. Die 
langfristige Energie- und Klimaplanung 
beruht auf zwei strategischen Dokumen-
ten bzw. Prozessen: 
(1) Den integrierten Nationalen Energie- 
und Klimaplänen (National Energy and 
Climate Plans; NECPs) mit einem Zehn-
Jahres-Zeithorizont sowie den (2) Lang-
fristigen Niedrig-Emissions-Strategien 
(Long-term Emission Strategies; LTS) mit 
einem Zeithorizont 2050. 

NECP

Die NECP decken aktuell den Zeitraum 
2021 bis 2030 ab, bieten aber Szena-
rien für die Politikentwicklung bis zum 
Jahr 2050. Teil der Pläne sind folgende 
Elemente: 
(1) Eine Übersicht über den Prozess zur 
Erstellung des NECP, einschließlich einer 
verpflichtenden Konsultation nationaler 
Interessenträger und ggf. anderer Mit-
gliedstaaten; 
(2) Eine Beschreibung der nationalen 
Ziele, Vorgaben und Beiträge in jedem 
der fünf Dimensionen der EU-Energie-
union, d.h. Energiesicherheit, Energie-
märkte, Energieeffizienz, Klimaschutz, 
Forschung und Entwicklung; 
(3) Eine Darstellung der vorgesehenen 
nationalen Politiken und Maßnahmen zur 
Erreichung dieser Ziele; 
(4) Eine Analyse des Status quo in den 
fünf Dimensionen der Energieunion im 
jeweiligen Mitgliedstaat, einschließlich 

Prognosen, ob die bestehenden Politiken 
und Maßnahmen voraussichtlich die 
nationalen Ziele erreichen werden; 
(5) Eine Bewertung der ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Auswirkungen 
geplanter Politiken und ihrer Auswirkun-
gen auf die Erreichung der Ziele („Impact 
Assessment“).

Die Einreichung der Planentwürfe ist der 
Auftakt für einen strukturierten Dialog 
zwischen Mitgliedstaaten und Kommis-
sion. Die Kommission hat die Aufgabe, 
die Pläne zu kommentieren und dabei 
ausdrücklich auch das „Ambitions
niveau“ von Zielen und Maßnahmen be-
werten. Die Mitgliedstaaten müssen bei 
der Fertigstellung der Pläne darlegen, 
wie die Empfehlungen der Kommission 
aufgenommen wurden. Durch diesen 
Prozess sollen zum einen nationale 
Politiken stärker mit der europäischen 
Ebene koordiniert werden. Zum ande-
ren soll der öffentliche Austausch auch 
Druck auf die Mitgliedstaaten ausüben, 
anspruchsvolle Beiträge zu den Europäi-
schen Zielen zu leisten.

LTS

Die zweite Säule in der strategischen 
Klimapolitik-Planung stellen die Low 
Emission Strategies (LES) dar. Diese 
decken einen Zeithorizont von 30 Jahren 
(bis 2050) ab. Die Strategien sollen sich 
an der gemeinsamen Verpflichtung von 
EU-Ebene und Mitgliedstaaten orien-
tieren, bis 2050 die Treibhausgasemis-
sionen der EU in Höhe von 80-95 %  in 
Übereinstimmung mit den Zielen des 
Pariser Abkommens zu reduzieren. 
Im Rahmen des LES müssen die Mit-
gliedstaaten über folgende vier Bereiche 
berichten:
(1) Gesamte Reduzierung der Treib
hausgasemissionen einschließlich des 
Abbaus durch Senken;
(2) Emissionssenkungen nach Sektoren 
(Strom, Industrie, Verkehr, Gebäude) 
sowie Landwirtschaft einschließlich 
LULUCF;

5	 Koordinierung: Governance-Verordnung, NECP und LTS  
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(3) Erwartete Fortschritte auf dem Weg 
zu einer „low carbon economy“, d.h. 
einem Wirtschaftssystem mit geringen 
Treibhausgasemissionen, einschließlich 
Darstellung von hierzu erforderlichen 
Strategien und den damit zusammen-
hängenden Anstrengungen in den 
Bereichen Forschung, Entwicklung und 
Innovation;
(4) Verknüpfungen mit anderen natio
nalen langfristigen Planungen oder 
Strategien.

Die LES-Dokumente sind als fortlaufen-
de, rollierende Planung konzipiert: Die 
Mitgliedstaaten mussten der Kommis-

sion ihre Strategien bis zum 1. Januar 
2020 und danach alle zehn Jahre vor
legen bzw. bei Bedarf aktualisieren. Eine 
Überprüfung des LES-Entwurfs wie bei 
den NECPs ist nicht vorgesehen.

Da die EU Klimaschutzmaßnahmen als 
Beitrag zum grünen Wachstum versteht 
(Ringel et al. 2016), werden in den 
Strategiedokumenten auch Folgeab-
schätzungen in Bezug auf wirtschaftliche 
Transformation, Arbeitsplatzschaffung 
und Wachstum gefordert. Hierdurch wird 
eine starke Verbindung zur makroöko-
nomischen Steuerung im Rahmen des 
Europäischen Semesters hergestellt.

Seit dem ECCP stellt die Europäische 
Ebene den Mitgliedstaaten auf ver-
schiedenen Wegen Finanzmittel für die 
Finanzierung von Klimaschutzmaßnah-
men zur Verfügung. Neben speziellen 
Instrumenten zur Förderung von einzel-
nen Maßnahmen wurden insbesondere 
Strukturfonds und Kohäsionspolitik 
engauf die Erfordernisse des Klimaschut-
zes abgestimmt. Die insgesamt für den 
Klimaschutz aufgewendeten EU-Mittel 
beliefen sich zwischen 2014 und 2020 
auf rund 206 Milliarden Euro bzw. 20 % 
des Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 
der EU. Da viele EU-Finanzierungsmög-
lichkeiten eine Mitfinanzierung durch 
Mitgliedstaaten oder den privaten Sektor 
erfordern, waren die tatsächlich zum 
Klimaschutz mobilisierten Mittel deutlich 
höher. Im aktuellen MFR 2021-2027 
(1,211 Billionen Euro, aufgestockt um 
806,9 Milliarden Euro durch NextGe-
nerationEU, ein temporäres Instrument 
zur Unterstützung der wirtschaftlichen 
Erholung nach der Covid-Pandemie) sind 
30 % des Budgets für Klimamaßnahmen 
vorgesehen.

Neben den Strukturfonds und der Ko-
häsionspolitik werden Forschungs- und 
Demonstrationsprojekte eine entschei-
dende Rolle bei der Bereitstellung von 
Finanzmitteln spielen. Das Horizon 
Europe-Programm (Nachfolger von 
Horizon 2020) für Forschung und Inno-
vation verfügt über ein Budget von 95,5 
Milliarden Euro und deckt neben der 
Grundlagenforschung z.B. über das LIFE-
Programm auch Anwendungsprojekte im 
Klimaschutz- und Energiebereich ab.

6	 Klimafinanzierung 
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Bereits seit den 1990er Jahren hat sich 
die EU aktiv in der Klimapolitik enga-
giert, verbunden mit dem Ziel, globa-
ler Vorreiter bei der Bekämpfung des 
Klimawandels zu sein. Dieser Anspruch 
spiegelt sich auch in der aktuellen 
Strategie des „European Green Deal“ 
und des „European Climate Law“ wider. 
Die EU verfolgt hierbei ehrgeizige Ziele, 
darunter die Erreichung der Klimaneutra-
lität bis 2050 und eine Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen um mindestens 
55 % bis 2030 im Vergleich zu 1990. 

Erforderlich zur Umsetzung dieser Ziele 
ist eine umfassende Transformation na-
hezu sämtlicher Wirtschaftsbereiche, die 
letztlich nicht nur auf die Reduzierung 
von Treibhausgasemissionen abzielt, 
sondern in einem breiteren Ansatz auch 
allgemeiner gesellschaftliche Fragen 
anspricht. So sind der Einsatz erneu-
erbarer Energien, die Steigerung der 
Energieeffizienz, Ressourceneffizienz 
und die Förderung nachhaltiger Land
nutzung sowie Forstwirtschaft wesent-
liche Bausteine, um Klimaneutralität bis 
2050 zu erreichen. Gleichsam sind diese 
Felder jeweils eigene Politikfelder, mit 
teils konvergierenden, aber teils auch 
divergierenden Zielvorgaben. Auch zeigt 
sich zunehmend bei der Umsetzung, 
dass die gesellschaftlichen Widerstände 
gegen eine umfassende Transformation 
erheblich sind. Neben der Bewegung 
der Gelbwesten in Frankreich sowie 
den Bauernprotesten in zahlreichen 
EU-Staaten im Jahr 2023 zeigt sich dies 
auch aktuell in der Diskussion um das 
für 2035 geplante Verbot von Verbren-
nungsmotoren und der damit einherge-
henden Transformationsprozesse für die 
Automobilindustrie und ihre Zulieferer.

Die EU-Kommission hat wiederholt 
betont, dass die europäische Klimapo-
litik mit ihrem klaren Einsatz für den 
Klimaschutz nicht lediglich Umweltpolitik 
ist. Vielmehr versucht die EU über eine 
Strategie der Entwicklung von Umwelt-
branchen gezielt auch die Wirtschaft 
anzusprechen (Stichwort „grünes 
Wachstum“), so dass Nachhaltigkeit 
und wirtschaftliches Wachstum parallel 
verfolgt werden. Dieses Narrativ wird 
in dem zweiten Mandat von Kommissi-
onspräsidentin Von der Leyen und ihrer 
Strategie „Europe’s Choice“ (Von der 
Leyen 2024) vom 18.07.2024 deutlich 
aufgegriffen, indem die industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit betont und zum 
zentralen Thema des aktuellen Mandats 
2024-2029 gemacht wird. Um es mit 
den Worten der Strategie auszudrücken: 
„The world is in a race that will dictate 
who will be the first to climate neutrality 
and first to develop the technologies 
that will shape the global economy for 
decades to come.”

7	 Zusammenfassung und Ausblick
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